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System für die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder (Darstellung in sinngemäßer 
Anwendung von § 87a Absatz 1 Satz 2 des Aktiengesetzes): 

Die Aufsichtsratsvergütung ist als reine Festvergütung ausgestaltet. Dies entspricht der Anregung 
G.18 Satz 1 des Deutschen Corporate Governance Kodex. 

Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten eine feste Jahresvergütung von EUR 50.000. Wie von 
G.17 des Deutschen Corporate Governance Kodex empfohlen, ist die Vergütung für den 
Aufsichtsratsvorsitzenden und seinen Stellvertreter höher und beträgt EUR 95.000 bzw. EUR 
67.500. 

Die Regelung einer erhöhten Vergütung für den Vorsitzenden und Mitglieder von Ausschüssen ist 
angesichts der typischerweise bestehenden Personenidentität etwaiger Ausschüsse mit dem 
Gesamtgremium nicht vorgesehen. 

Aufsichtsratsmitglieder, die dem Aufsichtsrat nur während eines Teils eines Geschäftsjahres 
angehören, erhalten die Vergütung zeitanteilig unter Aufrundung auf volle Monate. Die Vergütung 
wird nach Ablauf des Geschäftsjahres zur Zahlung fällig. 

Die Gesellschaft erstattet den Mitgliedern des Aufsichtsrats zudem die in Wahrnehmung ihres 
Mandats angefallenen notwendigen Auslagen sowie die gegebenenfalls auf die Auslagen und die 
Vergütung zu entrichtende Umsatzsteuer und entrichtet die Prämien für die Einbeziehung der 
Mitglieder des Aufsichtsrats in eine von der Gesellschaft abgeschlossene Vermögensschaden-
Haftpflichtversicherung. 

Die Ausgestaltung als reine Festvergütung stärkt die neutrale und objektive Beratungs- und 
Überwachungsfunktion des Aufsichtsrats und fördert so die langfristige Entwicklung der Delticom 
AG. Die Höhe der Festvergütung wird durch den Aufsichtsrat regelmäßig anhand der gesetzlichen 
Vorgaben geprüft. 

Hierbei wird auch die Aufsichtsratsvergütung in vergleichbaren Unternehmen (nach Branche, 
Marktstellung und Marktkapitalisierung) in die Betrachtung einbezogen. Aufgrund der Besonderheit 
der Aufsichtsratstätigkeit, die darin besteht, den Vorstand bei der Führung der Geschäfte zu 
überwachen und beratend zu begleiten, findet dagegen entsprechend der üblichen Praxis kein 
Vergleich mit der Vergütung der Arbeitnehmer der Gesellschaft und weiterer Gruppenunternehmen 
statt. Bei Bedarf kann sich der Aufsichtsrat eines unabhängigen, externen Vergütungsberaters 
bedienen. Sofern die Prüfung einen Anpassungsbedarf ergibt, werden Aufsichtsrat und Vorstand 
der Hauptversammlung einen entsprechenden Vorschlag zur Vergütungsanpassung unterbreiten. 
Davon unabhängig beschließt die Hauptversammlung gemäß § 113 Absatz 3 des Aktiengesetzes 
spätestens alle vier Jahre über die Vergütung des Aufsichtsrats einschließlich des 
zugrundeliegenden Vergütungssystems, wobei auch ein die Vergütung bestätigender Beschluss 
möglich ist.  

Somit liegt es zwar in der Natur der Sache, dass die Mitglieder des Aufsichtsrats in die 
Ausgestaltung ihres Vergütungssystems eingebunden sind, etwaigen daraus resultierenden 
Interessenkonflikten wird aber dadurch Rechnung getragen, dass die Entscheidung über die 
Vergütung und das dieser zugrunde liegende Vergütungssystem kraft Gesetzes durch die 
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Hauptversammlung erfolgt und dieser hierzu lediglich ein Beschlussvorschlag sowohl des 
Aufsichtsrats als auch des Vorstands unterbreitet wird.  

Es bestehen keine vergütungsbezogenen Vereinbarungen zwischen der Gesellschaft und den 
Aufsichtsratsmitgliedern, die über die Bestimmungen der Satzung zur Vergütung hinausgehen.  

Die Aufsichtsratsmitglieder werden vorbehaltlich einer anderweitigen Festlegung der Amtszeit bei 
der Wahl für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung bestellt, die über die Entlastung 
für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt. Das Geschäftsjahr, in dem 
die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet. Aufsichtsratsmitglieder können unter Beachtung der 
aktienrechtlichen Voraussetzungen hierfür durch die Hauptversammlung abberufen werden. Sie 
können unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen ihr Amt ohne wichtigen Grund niederlegen. 
Das Recht zur Amtsniederlegung aus wichtigem Grund bleibt unberührt. Es gibt weder eine weitere 
Vergütung im Falle des Ausscheidens als Aufsichtsratsmitglied noch eine Vereinbarung betreffend 
eine Vergütung von Aufsichtsratsmitgliedern nach Ablauf der Amtszeit. 

 


